
nanzierungen vereinbart werden, die die Fortexistenz bzw. Neu­
entwicklung von kulturellen Institutionen, zu denen die Medien 
nicht zuletzt zählen, in sich verschärfender Konkurrenz ermögli­
chen. Das ist schon deshalb unbedingt notwendig, weil ja die 
Länder, die die Kultur- und Medienhoheit haben, erst in etwa ei­
nem dreiviertel Jahr lebendig und funktionsfähig sein werden. 
Inzwischen werden Fakten geschaffen bzw. werden Medien und 
Kulturinstitutionen vernichtet. Deren Existenz aber ist für die 
demokratische Funktionsfähigkeit der bei uns neu entstehen­
den Länder und für das Selbstbewußtsein der Menschen, der 
Bürger unseres Teils Deutschlands, von nicht zu unterschätzen­
der Bedeutung. - Ich danke.

(Beifall bei der SPD und bei Bündnis 90/Grüne)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. H ö p p n e r:

Da ist eine Anfrage, bitte schön.

Dr. Grüning (CDU/DA):

Herr Thierse, was halten Sie von dem meiner Meinung nach 
unsinnigen Projekt, jetzt in Gera eine Fernsehanstalt aufzubau­
en, wo keinerlei Traditionen und keinerlei Zentren, kein Haupt­
zentrum von Thüringen sein wird?

Thi erse (SPD):

Ich bin kein Thüringer, deswegen kann ich ziemlich frei dar­
über reden, sonst wäre ich sicher befangener.

Ich denke, man sollte sehr sorgfältig und unter ökonomischen 
und politischen Gesichtspunkten überlegen, wo man wirklich in­
vestiert. Wenn es nämlich schon Produktionsstandorte gibt, dann 
ist es sinnvoll, und das war ja auch mein Vorschlag, daß die Länder 
in einem Vertrag vereinbaren, wo sie ihre Fernsehstandorte und 
die Schwerpunkte der Fernsehproduktion hinsetzen wollen. Es 
ist unsinnig, etwas auf der grünen Wiese haben zu wollen, gerade 
unter den gegenwärtigen ökonomischen Bedingungen.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. H ö p p n e r:

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 7:

Wahl der zwei Abgeordneten und Berufung der sieben 
vom Ministerpräsidenten vorgeschlagenen Mitglieder des 
Verwaltungsrates der Treuhandanstalt.

Sie haben dazu die Drucksache Nr. 123. Wir stellen uns die Be­
ratung dieses Tagesordnungspunktes folgendermaßen vor: Ge­
mäß § 4 Abs. 2 des Treuhandgesetzes vom 17. Juni 1990 besteht 
der Verwaltungsrat aus einem Vorsitzenden und 16 Mitgliedern. 
Der Vorsitzende und 7 weitere Mitglieder werden vom Minister­
rat berufen. Die Volkskammer wählt zwei Mitglieder aus ihrer 
Mitte, davon ein Mitglied auf Vorschlag der Opposition. Sieben 
weitere Mitglieder beruft die Volkskammer auf Vorschlag des 
Ministerpräsidenten. Wir haben also hier zwei Entscheidungen 
zu treffen, zunächst die Entscheidung über die Berufung von 
7 Mitgliedern, die vom Ministerpräsidenten vorgeschlagen wer­
den, und sodann die Wahl von 2 Mitgliedern, wovon eins von der 
Opposition vorgeschlagen sein muß.

Ich bitte zunächst den Ministerpräsidenten, damit wir mög­
lichst gut informiert sind, uns darüber zu unterrichten, welche 
7 Mitglieder vom Ministerrat berufen worden sind.

Ministerpräsident de Maiziere:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Grundlage der 
Tätigkeit im Blick auf die Treuhand ist eben beschrieben wor­
den, § 4 Abs. 2 des von Ihnen beschlossenen Treuhandgesetzes. 
Danach sind 7 Mitglieder vom Ministerrat zu berufen. Dies ist 
gestern geschehen, und ich werde sie Ihnen vorstellen. Zwei 
weitere sind von Ihnen zu wählen. Hier habe ich keine Einfluß­
möglichkeit, wenn man von der einen Stimme absieht, die ich in 
der Kammer habe. Sieben müssen von Ihnen berufen werden, 
bezüglich derer ich das Vorschlagsrecht habe.

Ich halte es für gut und richtig, Ihnen mit Ausnahme der bei­
den, die Sie wählen wollen, diese sind für mich natürlich ebenso 
ungewiß wie für Sie, das Personaltableau für den Verwaltungs­
rat der Treuhand vorzustellen. Es wurde in intensiven Gesprä­
chen mit Fachleuten aus der Bundesrepublik Deutschland und 
der DDR erarbeitet. Mit den Personen verbinden sich hohe fach­
liche Kompetenz und umfangreiche auch internationale Erfah­
rungen. Wenn ich diese Erfahrungen in Stichworten beschrei­
ben sollte, weise ich auf folgendes hin.

Danke schön. Zum Schluß noch einmal, weil er noch nicht die Erstens: Es müssen solche sein, die in Sanierung und Reorga- 
Gelegenheit hatte, auf die Rede des Ministers zu reagieren, der nisation von Unternehmen Erfahrung haben.
Vertreter der PDS, der Abgeordnete Keller. Bitte schön.

Zweitens: Es sind solche, die in Privatisierung von Unterneh­
men, die sich ursprünglich in öffentlicher Hand befanden, Erfah- 

—''Dr. Keller (PDS): rungen gewonnen haben.

Herr Minister, ich habe Verständnis dafür, daß man als Mini­
ster nicht alle Zahlen, Fakten und Daten im Kopf hat, aber ich 
möchte im Interesse der Öffentlichkeit noch einmal richtigstel­
len:

Der Generalintendant des Rundfunks hat in einer Vertrauens- 
leutevollversämmlung am 22. Juni mitgeteilt: Auf Beschluß der 
Generalintendanz wird allen Klangkörpern des Rundfunks per
31. Oktober 1990 zum 31. Juli 1991 gekündigt.

Es ist also keine mögliche Absichtserklärung gewesen, son­
dern es ist eine ausgesprochene Kündigung gewesen. Und erst 
nach der Demonstration auf dem Alexanderplatz und den natio­
nalen und internationalen Protesten hat der Generalintendant 
mitgeteilt, nicht, daß die Entscheidung aufgehoben ist, sondern 
daß die Entscheidung ausgesetzt wurde. - Ich danke.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. H ö p p n e r:

Danke schön. Damit ist diese Aktuelle Stunde beendet, und wir 
kommen zum nächsten Tagesordnungspunkt.

Es sind drittens Personen, die in der Unternehmensbewer­
tung und Wirtschaftsprüfung Erfahrungen gesammelt haben, 
viertens solche, die Kapitalbeschaffung kennen, Agieren auf in­
ternationalen Kapitalmärkten und an internationalen Börsen 
und fünftens, die im internationalen Handel und in internationa­
ler Industriekooperation sowohl mit westeuropäischen als auch 
mit Partnern aus Übersee und insbesondere auch mit Staaten 
des RGW Erfahrung haben.

Bei den Verwaltungsratsmitgliedern aus der DDR spielen eine 
besondere Rolle erstens die Fähigkeit zur Sanierung und Reor­
ganisation von Kombinaten, zweitens internationale Erfahrun­
gen, dabei insbesondere Erfahrungen im Handel mit RGW-Staa- 
ten, und drittens solche, die Erfahrungen im Mittelstand und 
dessen Entwicklung in der DDR haben. Dieses Konzept, das ich 
Ihnen vorstelle, zeichnet sich, so meine ich, neben fachlicher 
Kompetenz und Professionalität vor allem dadurch aus, daß die 
Namen im In- und Ausland bekannt sind und der Treuhand da­
mit einen großen Vertrauens Vorschuß sichern. Das Personal­
konzept wird, so hoffen wir, eine positive Signalwirkung haben, 
die den Start erleichtert und deutlich macht, daß die bisherige 
Treuhandkonzeption nicht weiter verfolgt wird. Die Reaktion 
auf die Bekanntgabe des Vorschlages für den Vorsitzenden des
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